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Gericht 

Asylgerichtshof 

Entscheidungsdatum 

07.01.2009 

Geschäftszahl 

E3 260953-0/2008 

Spruch 

E3 260.953-0/2008-10E 
 

ERKENNTNIS 
 

Der Asylgerichtshof hat durch die Richterin Dr. HERZOG-LIEBMINGER als Vorsitzende und die Richterin 
Mag. GABRIEL als Beisitzerin im Beisein der Schriftführerin Fr. MITTERMAYR über die Beschwerde des 
A.B., geb. 00.00.2004, StA. Türkei, gesetzlich vertreten durch den Vater A.M., gegen den Bescheid des 
Bundesasylamtes vom 17.05.2005, FZ. 04 18.123-BAL, in nichtöffentlicher Sitzung zu Recht erkannt: 
 

I. Die Beschwerde gegen Spruchpunkt I. und II. des bekämpften Bescheides wird gemäß §§ 7, 8 Abs. 1 AsylG 
1997, BGBl I Nr. 76/1997 idF BGBl. I Nr. 129/2004, als unbegründet abgewiesen. 
 

II. Der Beschwerde gegen Spruchpunkt III. des bekämpften Bescheides wird stattgegeben und Spruchpunkt III. 
ersatzlos behoben. 

Text 

E n t s c h e i d u n g s g r ü n d e : 
 

I. Verfahrensgang 
 

1. Der BF hat am 08.09.2004 durch seinen gesetzlichen Vertreter A.M., geb. 00.00.1970, gem. § 3 AsylG einen 
Asylantrag beim Bundesasylamt eingebracht. 
 

2. Am 03.02.2005 wurde in der Außenstelle Linz des Bundesasylamtes hierzu eine erstinstanzliche Einvernahme 
durchgeführt. 
 

Der BF brachte durch seinen gesetzlichen Vertreter im Zuge dessen vor, er sei in Linz, Österreich, geboren, 
türkischer Staatsangehöriger und Kurde. Seine Eltern seien A.M. und A.A., beide derzeit wohnhaft in XY. An 
selbiger Adresse wohne auch seine Schwester A.E.. 
 

Als Identitätsnachweis legte er eine Geburtsurkunde, ausgestellt in L. am 00.00.2004, vor. 
 

Der gesetzliche Vertreter gab für den BF an, dass dieser keine eigenen Gründe im Asylverfahren geltend mache. 
Der BF sei ein Baby. Er wolle, dass dieser gemeinsam mit seiner Familie aufwachse. 
 

3. Der Asylantrag des Vaters des Beschwerdeführers vom 18.08.2003 wurde mit Bescheid des Bundesasylamtes 
vom 08.10.2003, Zahl: 03 24.725-BAL, gemäß § 7 AsylG abgewiesen und wurde gemäß § 8 AsylG dessen 
Zurückweisung, Zurückschiebung oder Abschiebung in die Türkei für zulässig erklärt. 
 

4. Mit Bescheid des Bundesasylamtes vom 08.10.2003, Zl. 03 24.732-BAL, wurden auch die 
Asylerstreckungsanträge der Mutter und der Schwester des BF gemäß § 10 iVm § 11 Abs. 1 AsylG abgewiesen. 
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5. Mit dem angefochtenen Bescheid des Bundesasylamtes vom 17.05.2005 wurde der Asylantrag des 
Beschwerdeführers gemäß § 7 AsylG 1997 abgewiesen (Spruchpunkt I.) Gleichzeitig wurde die Zurückweisung, 
Zurückschiebung oder Abschiebung des Beschwerdeführers in die Türkei gemäß § 8 Abs 1 AsylG 1997 für 
zulässig erklärt (Spruchpunkt II.) und jener gemäß § 8 Abs 2 AsylG 1997 aus dem österreichischen 
Bundesgebiet ausgewiesen (Spruchpunkt III.). 
 

Die Erstbehörde traf darin hinreichend aktuelle Feststellungen mit nachvollziehbaren Quellenangaben zu den 
Themen allgemeine Situation in der Türkei, die Lage der Kurden, die Versorgungslage sowie die Situation für 
Rückkehrer. 
 

Festgestellt wurde von der Erstbehörde der Name des BF, sein Geburtsort, dass er türkischer Staatsangehöriger 
sei und der kurdischen Volksgruppe angehöre. Der BF sei der Sohn des A.M. und der A.A.. Somit gehöre er 
zusammen mit seiner Schwester A.E. zur Kernfamilie des A.M. und der A.A.. Durch den gesetzlichen Vertreter 
des BF seien für diesen keine eigenen Fluchtgründe iSd GFK vorgebracht worden. Der BF habe keine 
Verfolgung iSd AslyG 1997 glaubhaft gemacht. Es bestünden weder stichhaltige Gründe für die Annahme, dass 
der BF im Falle der Zurückweisung, Zurückschiebung oder Abschiebung einer Gefahr iSd § 57 Abs. 1 und 2 
FrG ausgesetzt sei, noch Gründe, die gegen eine Ausweisung des BF sprechen würden. 
 

Begründend wurde ausgeführt, dass der Asylantrag des Vaters des BF mit Bescheid vom 08.10.2003 gem. § 7 
AsylG unter der Zahl 03 24.725-BAL abgewiesen und gem. § 8 AsylG 1997 die Zulässigkeit der 
Zurückweisung, Zurück- oder Abschiebung in die Türkei ausgesprochen worden sei. Weiters seien daher auch 
die Asylerstreckungsanträge der Mutter A.A. und der Schwester A.E. mit Bescheid vom 08.10.2003 gem. §§ 10, 
11 Abs. 1 AsylG abgewiesen worden. Eigene Fluchtgründe bzw. Gründe für eine Rückkehrgefährdung habe der 
BF nicht dargelegt und würden sich auch nicht aus dem Vorbringen ergeben. Da keinem Mitglied der 
Kernfamilie Asyl gewährt oder "Subsidiärschutz" zugesprochen worden sei, sei daher beim gegenständlichen 
Beschwerdeführer gleichlautend vorzugehen gewesen. 
 

5. Gegen diesen Bescheid erhob der Beschwerdeführer, vertreten durch den gesetzlichen Vertreter, am 
20.05.2005 fristgerecht Berufung (nunmehr als Beschwerde zu werten). Gegen die Bescheide der Eltern und der 
Schwester des BF wurde bereits mit Schriftsätzen vom 15.10.2003 (jeweils von A.M., A.A. und A.E. durch ihren 
Vater als gesetzlichen Vertreter) fristgerecht Berufung (nunmehr Beschwerde) erhoben. 
 

6. In einer Erklärung vom 30.09.2005 gab der BF bekannt, dass er freiwillig in sein Herkunftsland zurückkehren 
wolle. 
 

7. Mit Schreiben vom 04.10.2005 wurde seitens der Caritas Flüchtlings- und MigrantInnenhilfe/ Rückkehrhilfe 
mitgeteilt, dass sich die Familie A. anders entschieden habe und weiterhin in Österreich bleibe. Die Erklärung 
vom 30.09.2005 sei hinfällig und das Asylverfahren der Familie solle weiterlaufen. 
 

8. Am 05.12.2005 gab der BF erneut bekannt, dass er freiwillig in sein Herkunftsland zurückkehren wolle. 
 

9. Mit Einrichtung des Asylgerichtshofes wurde der gegenständliche Verfahrensakt der Gerichtsabteilung E3 
zugeteilt. 
 

10. Im erstinstanzlichen Bescheid des BF bzw. seines Vaters finden sich zwar Feststellungen zur Lage in der 
Türkei. Diese Entscheidungen des Bundesasylamtes wurden allerdings vor drei bzw. fünf Jahren erlassen. Da die 
seitens der Erstbehörde getroffenen Feststellungen zur Lage in der Türkei, welche sich zwar nunmehr nicht mehr 
gänzlich aktuell darstellten, deren wesentlicher Aussagekern insbesondere hinsichtlich der Situation der Kurden, 
durch das ho. aufliegende aktuelle Beweismaterial aber in nach wie vor gültiger und im Wesentlichen 
unveränderter Form als erwiesen anzunehmen ist, wurde seitens des Asylgerichtshofes mit Schreiben vom 
13.10.2008 gem. § 45 (3) AVG Beweis erhoben, dh. den Parteien des Verfahrens aktuellere Länderfeststellungen 
zur Türkei zugestellt und ihnen die Möglichkeit zur Abgabe einer schriftlichen Stellungnahme binnen zwei 
Wochen ab Zustellung des Schreibens eingeräumt; somit wurde aufgrund der vorliegenden aktuelleren 
Feststellungen zur Türkei (Bericht des Auswärtigen Amtes zur Türkei vom Oktober 2007 und USDOS, Country 
Reports on Human Rights Practices vom 11.03.2008), (zu den Anforderungen an die Aktualität einer Quelle vgl. 
etwa Erk. d. VwGHs. vom 9. März 1999, Zl. 98/01/0287 und sinngemäß - im Zusammenhang mit 
Entscheidungen nach § 4 AsylG 1997 - das E. vom 11.November 1998, 98/01/0284, bzw. auch E. vom 7. Juni 
2000, Zl. 99/01/0210) bestätigt, dass die erstinstanzlichen Feststellungen nach wie vor gültig sind (zur 
Zulässigkeit dieser Vorgangsweise in diesem speziellen Fall einer sonst schlüssigen Beweiswürdigung und 
rechtlichen Würdigung des Bundesasylamtes siehe Erkenntnis des VwGH vom 17.10.2006, Zahl: 

2005/20/0459-5, ebenso Beschluss des VwGH v. 20.6.2008, Zahl 2008/01/0286-6) . 
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11. In der Stellungnahme zum Ergebnis der Beweisaufnahme, datiert mit 28.10.2008, wurde ausgeführt, dass der 
BF bzw. seine Eltern sowie seine mj. Schwester diese Nachforschungen für gut halten. Die Ereignisse bis zum 
Jahr 2007 seien notiert, aber es gebe noch Ausführungen, die in den Medien nicht angeführt worden seien. In den 
Polizeistationen und Gefängnissen würden Personen immer noch ohne ein Verfahren exekutiert. Sie würden 
angehalten und gefoltert. Im Falle der Rückkehr in die Türkei würden er und seine Familie ohne ein Verfahren 
festgenommen, eingesperrt, geschlagen und gefoltert. Auch der Asylgerichtshof wisse, dass das kurdische Volk 
in der Türkei unterdrückt und bedroht werde. Es wüssten alle, dass Kurden in den Polizeistationen der Republik 
Türkei auf Grund der Schläge sterben würden. Zuletzt habe E. C., durch die Schläge sein Leben verloren, weil er 
Kurde und Alevite gewesen sei. 
 

Das Bundesasylamt hat keine Stellungnahme zum Parteiengehör abgegeben. 
 

12. Hinsichtlich des Verfahrensherganges und Parteienvorbringens im Detail wird auf den Akteninhalt 
verwiesen. 
 

13. Beweis wurde erhoben durch Einsichtnahme in den erstinstanzlichen Verwaltungsakt des BF, seines Vaters, 
seiner Mutter und seiner mj. Schwester unter zentraler Berücksichtigung der niederschriftlichen Angaben des BF 
durch seinen gesetzlichen Vertreter vor der Erstbehörde, des bekämpften Bescheides, des 
Beschwerdeschriftsatzes, des ergänzenden Ermittlungsverfahrens sowie der Stellungnahme des 
Beschwerdeführers. 
 

14. Mit Erkenntnissen des Asylgerichtshofes vom heutigen Tage wurden die Beschwerden des Vaters (E3 
243.750-0/2008), der Mutter (E3 243.746-0/2008) und der Schwester (E3 243.747-0/2008) des BF rechtskräftig 
abgewiesen. 
 

II. DER ASYLGERICHTSHOF HAT ERWOGEN: 
 

1. Am 1. Juli 2008 beim Unabhängigen Bundesasylsenat anhängige Verfahren sind vom Asylgerichtshof nach 
Maßgabe des § 75 AsylG 2005 idF. BGBl. I Nr. 4/2008 weiterzuführen. 
 

Gemäß § 23 Absatz 1 des Bundesgesetzes über den Asylgerichtshof, BGBl. I, Nr. 4/2008 (Asylgerichtshofgesetz 
- AsylGHG) idF BGBL. I Nr. 147/2008, sind, soweit sich aus dem Asylgesetz 2005 (AsylG 2005), BGBl. I Nr. 
100, nicht anderes ergibt, auf das Verfahren vor dem Asylgerichtshof die Bestimmungen des Allgemeinen 
Verwaltungsverfahrensgesetzes 1991 (AVG), BGBl. Nr. 51, mit der Maßgabe sinngemäß anzuwenden, dass an 
die Stelle des Begriffs "Berufung" der Begriff "Beschwerde" tritt, weshalb im gegenständlichen Fall im hier 
ersichtlichen Umfang das Allgemeine Verwaltungsverfahrensgesetz 1991 - AVG, BGBl. Nr.51 zur Anwendung 
gelangt. 
 

Anzuwenden war das AsylG 1997, BGBl. I Nr. 76/1997, idF BGBl. I Nr. 129/2004 (im Folgenden: "AsylG"), 
das AVG, BGBl. Nr. 51/1991 in der geltenden Fassung und das ZustG, BGBl. Nr. 200/1982 in der geltenden 
Fassung. Gemäß § 9 Abs. 1 AsylGHG, BGBl. I Nr. 4/2008 in der geltenden Fassung entscheidet der 
Asylgerichtshof in Senaten, soweit eine Entscheidung durch einen Einzelrichter oder Kammersenat nicht 
bundesgesetzlich vorgesehen ist. Gemäß § 60 Abs. 3 AsylG 2005 entscheidet der Asylgerichtshof über 
Beschwerden gegen zurückweisende Bescheide nach den §§ 4 und 5 AsylG 2005 und nach § 68 AVG durch 
Einzelrichter. Gemäß § 42 AsylG 2005 entscheidet der Asylgerichtshof bei Rechtsfragen von grundsätzlicher 
Bedeutung oder Rechtsfragen, die sich in einer erheblichen Anzahl von anhängigen oder in naher Zukunft zu 
erwartender Verfahren stellt, sowie gemäß § 11 Abs. 4 AsylGHG, wenn im zuständigen Senat kein 
Entscheidungsentwurf die Zustimmung des Senates findet durch einen Kammersenat. Im vorliegenden 
Verfahren liegen weder die Voraussetzungen für eine Entscheidung durch einen Einzelrichter noch die für eine 
Entscheidung durch den Kammersenat vor. 
 

Gemäß § 66 Abs. 4 AVG hat die erkennende Behörde, sofern die Beschwerde nicht als unzulässig oder verspätet 
zurückzuweisen ist, immer in der Sache selbst zu entscheiden. Sie ist berechtigt, im Spruch und in der 
Begründung ihre Anschauung an die Stelle jener der Unterbehörde zu setzen und demgemäß den angefochtenen 
Bescheid nach jeder Richtung abzuändern. 
 

Gemäß § 10 AsylG stellen Familienangehörige (§ 1 Z 6) eines Asylberechtigen, subsidiär Schutzberechtigten (§§ 
8 iVm 15) oder Asylwerbers einen Antrag auf Gewährung desselben Schutzes. Für Ehegatten gilt dies überdies 
nur dann, wenn die Ehe spätestens innerhalb eines Jahres nach der Einreise des Fremden geschlossen wird, der 
den ersten Asylantrag eingebracht hat. 
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Gemäß Absatz 2 leg.cit. hat die Behörde auf Grund eines Antrages eines Familienangehörigen einem 
Asylberechtigten mit Bescheid Asyl zu gewähren, wenn die Fortsetzung ihres bestehenden Familienlebens im 
Sinne des Artikels 8 der Europäischen Konvention zum Schutze der Menschenrechte und Grundfreiheiten 
(EMRK) BGBl Nr. 210/1958, mit dem Angehörigen in einem anderen Staat nicht möglich ist. 
 

Gemäß Absatz 5 leg.cit. hat die Behörde Asylanträge von Familienangehörigen eines Asylwerbers gesondert zu 
prüfen; die Verfahren sind unter einem zu führen und es erhalten alle Familienangehörigen den gleichen 
Schutzumfang. Dies ist entweder die Gewährung von Asyl oder subsidiärem Schutz, wobei die Gewährung von 
Asyl vorgeht, es sei denn alle Anträge wären als unzulässig zurückzuweisen oder abzuweisen. Jeder 
Antragsteller erhält einen gesonderten Bescheid. 
 

Gemäß § 1 Z 6 leg.cit. ist somit ein Familienangehöriger, wer Elternteil eines minderjährigen Kindes, Ehegatte 
oder zum Zeitpunkt der Antragstellung unverheiratetes, minderjähriges Kind (Kernfamilie) eines Asylwerbers 
oder eines Asylberechtigten ist. 
 

Der Beschwerdeführer gehört zusammen mit seiner Schwester A.E. der Kernfamilie des A.M. und der A.A. an, 
deren Asyl - und Asylerstreckungsanträge mit Erkenntnissen vom heutigen Tag rechtskräftig abgewiesen 
wurden. Im gegenständlichen Fall liegt jedenfalls ein Familienverfahren gemäß § 10 AsylG vor. 
 

2. Zur Lage in der Türkei und insbesondere zur Situation der Kurden werden zusätzlich zu den im Erstverfahren 
herangezogenen noch folgende, - im Zuge der erfolgten Beweisaufnahme (siehe oben, Punkt 10) in das 
Verfahren eingeführte -, Länderfeststellungen dem Verfahren zugrunde gelegt: 
 

AA, Bericht über die asyl- und abschiebungsrelevante Lage in der Türkei, 25.10.2007 
 

USDOS, Country Reports on Human Rights Practices, 11.03.2008 
 

Allgemeines: 
 

Markante Fortschritte in der Menschenrechtslage konnten durch die Gesetzes- und Verfassungsänderungen der 
letzten Jahre sowie weitere Reformmaßnahmen (z.B. Justizreformen) erzielt werden; dadurch wurde ein 
Mentalitätswandel bei großen Teilen der Bevölkerung eingeleitet. 
 

Nach Jahren relativer Stabilität erlebte die Türkei im Zusammenhang mit den gescheiterten 
Präsidentschaftswahlen im Mai 2007 eine Phase innenpolitischer Polarisierung. Nach den vorgezogenen 
Parlamentswahlen vom 22.07.2007 trat eine Beruhigung der Lage ein. Die anschließende erfolgreiche Wahl 
eines Präsidenten und die Regierungsbildung trugen zu einer weiteren Konsolidierung bei. 
 

Im Osten und Südosten der Türkei kommt es weiterhin zu bewaffneten Auseinandersetzungen zwischen der 
terroristischen PKK und türkischen Sicherheitskräften; der Ruf nach einschneidenderen Maßnahmen zur 
Terrorbekämpfung wurde mit Wiedererstarken des PKK-Terrorismus lauter. 
 

Kritische Entwicklungen sind bei der Ausübung des Rechts auf Meinungsfreiheit zu beobachten, gegen 
Journalisten, Menschenrechtsverteidiger u.a. wurden seitens der türkischen Justiz öffentlichkeitswirksame 
Strafverfahren geführt. Einzelne Verfahren dauern noch an, teilweise kam es auch zu Verurteilungen. 
 

Die Verwirklichung der individuellen Glaubensfreiheit ist weitgehend gewährleistet, die Ausübung der Rechte 
religiöser Gemeinschaften ist mangels klarer Rechtsgrundlagen nur in begrenztem Umfang möglich; das Tragen 
des Kopftuchs bei offiziellen Anlässen und im "öffentlichen Raum", d.h. in staatlichen, öffentlichen 
Einrichtungen ist verboten. 
 

Zahlreiche Reformen haben den Grundsatz der Gleichberechtigung von Mann und Frau gestärkt; die 
gesellschaftliche Wirklichkeit hinkt jedoch in weiten Teilen der Türkei noch weit hinter der gesetzlichen 
Entwicklung hinterher. 
 

In der Türkei gibt es neben dem staatlichen Gesundheitssystem, das eine medizinische Grundversorgung 
garantiert, mehr und mehr leistungsfähige private Gesundheitseinrichtungen, die in jeglicher Hinsicht EU-
Standard entsprechen. Das türkische Gesundheitssystem verbessert sich laufend. 
 

Die Grundversorgung ist im Wesentlichen gewährleistet. 
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Bei der Rückkehr abgeschobener Personen werden Routinekontrollen durchgeführt; Misshandlung oder Folter 
allein aufgrund der Stellung eines Asylantrags kommt nicht vor. 
 

Es gibt in der Türkei keine Personen oder Personengruppen, die alleine wegen ihrer Zugehörigkeit zu einer 
Rasse, Religion, Nationalität, sozialen Gruppe oder alleine wegen ihrer politischen Überzeugung staatlichen 
Repressionen ausgesetzt sind. 
 

Situation der Kurden: 
 

Ungefähr ein Fünftel der Gesamtbevölkerung der Türkei (72 Millionen) -also ca. 14 Millionen Menschen - ist 
zumindest teilweise kurdischstämmig. Im Westen der Türkei und an der Südküste lebt die Hälfte bis annähernd 
zwei Drittel dieser Kurden: ca. drei Millionen im Großraum Istanbul, zwei bis drei Millionen an der Südküste, 
eine Million an der Ägäis-Küste und eine Million in Zentralanatolien. Rund sechs Millionen kurdischstämmige 
Türken leben in der Ost- und Südost-Türkei, wo sie in einigen Gebieten die Bevölkerungsmehrheit bilden. Nur 
ein Teil der kurdischstämmigen Bevölkerung in der Türkei ist auch einer der kurdischen Sprachen mächtig. 
 

Die meisten Kurden sind in die türkische Gesellschaft integriert, viele auch assimiliert. In Parlament, Regierung 
und Verwaltung sind Kurden ebenso vertreten wie in Stadtverwaltungen, Gerichten und Sicherheitskräften. 
Ähnlich sieht es in Industrie, Wissenschaft, Geistesleben und Militär aus. 
 

Der Gebrauch des Kurdischen, d.h. der beiden in der Türkei vorwiegend gesprochenen kurdischen Sprachen 
Kurmanci und Zaza, ist in Wort und Schrift keinen Restriktionen ausgesetzt, allerdings im "öffentlichen Raum" 
noch eingeschränkt und im Schriftverkehr mit Behörden nicht erlaubt. 
 

Kurdischunterricht und Unterricht in kurdischer Sprache an Schulen sind nach wie vor verboten. Kurdischkurse 
für Erwachsene an privaten Lehrinstituten sind seit 2004 zulässig, scheitern jedoch häufig an mangelnder 
Nachfrage/Fehlen finanzieller Mittel. 
 

Allein aufgrund ihrer Abstammung sind und waren türkische Staatsbürger kurdischer und anderer 
Volkszugehörigkeit keinen staatlichen Repressionen unterworfen. Aus den Ausweispapieren, auch aus Vor- oder 
Nachnamen, geht in der Regel nicht hervor, ob ein türkischer Staatsbürger kurdischer Abstammung ist 
(Ausnahme: Kleinkindern dürfen seit 2003 kurdische Vornamen gegeben werden). 
 

Kurdische Arbeiterpartei (PKK) 
 

Die Kurdenfrage ist eng verflochten mit dem jahrzehntelangen Kampf der türkischen Staatsgewalt gegen die von 
Abdullah Öcalan gegründete "Kurdische Arbeiterpartei" (PKK) und ihre terroristischen Aktionen. Das in 
Deutschland und der EU bestehende Verbot der Terrororganisation PKK erstreckt sich auch auf die 
Nachfolgeorganisationen unter anderem Namen. Die Stärke der PKK in Türkei/Nordirak wird aktuell auf noch 
5.000 - 5.500 Kämpfer geschätzt, davon ca. zwei Drittel im Nordirak. Von 2002 bis 2004 hatte sich die 
Terrororganisation PKK mehrfach umbenannt (KADEK/KHK/KONGRA-GEL). Mittlerweile ist sie zu ihrer 
alten Bezeichnung PKK zurückgekehrt. Für die von ihr selbst als politisch bezeichnete Betätigung im Ausland 
hat sie jedoch die Bezeichnung KONGRA-GEL beibehalten. Ihr Anführer, der zu lebenslanger Haft verurteilte 
Abdullah Öcalan, befindet sich seit 1999 im Gefängnis auf der Insel Imrali im Marmara-Meer. Kurdischen 
Quellen zufolge soll sich die PKK wieder verstärkt der Anwerbung "junger Kämpfer" widmen. Nach Berichten 
PKK nahe stehender Medien sind zahlreiche neue Guerillakämpfer in die Reihen der "Volksverteidigungskräfte" 
HPG aufgenommen und danach in ihre Einsatzgebiete entsandt worden. Nach türkischen Angaben kamen 
zwischen 2003 und 2006 359 PKK-Terroristen, 203 türkische Soldaten, 21 Polizisten und 22 Dorfschützer zu 
Tode. Seit dem Wiederaufflammen der Kämpfe im Jahr 2006 sollen nach Presseangaben mindestens 110 PKK-
Mitglieder und 78 Soldaten ums Leben gekommen sein. Nach mehreren Waffenstillständen verkündete die PKK 
am 1. Oktober 2006 erneut einen "einseitigen Waffenstillstand". Trotzdem kam es weiterhin zu 
Auseinandersetzungen. Erstmals seit langer Zeit hat die PKK 2005 und 2006 auch wieder Bombenattentate 
gegen touristische Ziele verübt, so am 02.04.2006 in Istanbul und bei einer Anschlagsserie am 27. und 28. 
August 2006 in Marmaris, Istanbul und Antalya, die drei Todesopfer und zahlreiche Verletzte forderte. Zuletzt 
hat am 22.05.2007 ein von türkischen Sicherheitsbehörden der PKK zugerechneter Bombenanschlag im Zentrum 
Ankaras zu mehreren Todesopfern und zahlreichen Verletzten unter der Zivilbevölkerung geführt. Weitere 
Terroranschläge auf Sicherheitskräfte, vorwiegend im Südosten der Türkei, führten vor den türkischen Wahlen 
zu einer zusätzlichen Anspannung der innenpolitischen Situation. 
 

Behandlung von Rückkehrern 
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Ist der türkischen Grenzpolizei bekannt, dass es sich um eine abgeschobene Person handelt, wird diese nach 
Ankunft in der Türkei einer Routinekontrolle unterzogen, die einen Abgleich mit dem Fahndungsregister nach 
strafrechtlich relevanten Umständen und eine eingehende Befragung beinhalten kann. Abgeschobene können 
dabei in den Diensträumen der jeweiligen Polizeiwache vorübergehend zum Zwecke einer Befragung 
festgehalten werden. Gleiches gilt, wenn jemand keine gültigen Reisedokumente vorweisen kann oder aus 
seinem Reisepass ersichtlich ist, dass er sich ohne Aufenthaltsgenehmigung in Deutschland aufgehalten hat. Die 
Einholung von Auskünften kann je nach Einreisezeitpunkt und dem Ort, an dem das Personenstandsregister 
geführt wird, einige Stunden dauern. In neuerer Zeit wurde dem Auswärtigen Amt nur ein Fall bekannt, in dem 
eine Befragung bei Rückkehr länger als mehrere Stunden dauerte. Besteht der Verdacht einer Straftat, werden 
strafrechtliche Ermittlungen eingeleitet. Wehrdienstflüchtige haben damit zu rechnen, gemustert und ggf. 
einberufen zu werden (u.U. nach Durchführung eines Strafverfahrens). Das Auswärtige Amt hat in den 
vergangenen Jahren Fälle, in denen konkret Behauptungen von Misshandlung oder Folter in die Türkei 
abgeschobener Personen (vor allem abgelehnter Asylbewerber) vorgetragen wurden, im Rahmen der 
bestehenden Möglichkeiten durch seine Auslandsvertretungen überprüft. Dem Auswärtigen Amt ist seit vier 
Jahren kein Fall bekannt geworden, in dem ein aus der Bundesrepublik Deutschland in die Türkei 
zurückgekehrter abgelehnter Asylbewerber im Zusammenhang mit früheren Aktivitäten gefoltert oder 
misshandelt wurde. Auch die türkischen Menschenrechtsorganisationen haben explizit erklärt, dass aus ihrer 
Sicht diesem Personenkreis keine staatlichen Repressionsmaßnahmen drohen. Misshandlung oder Folter allein 
aufgrund der Tatsache, dass ein Asylantrag gestellt wurde, schließt das Auswärtige Amt aus. In mehreren 
Provinzen der Türkei gibt es insgesamt 26 staatlich betriebene Frauenhäuser mit einem vergleichbaren 
Aufgabenbereich wie in Deutschland; außerdem gibt es in Konya eine privat betriebene entsprechende 
Einrichtung für Männer. Nach Aussage staatlicher Stellen stehen diese Einrichtungen auch Rückkehrern zur 
Verfügung. 
 

Einreisekontrollen 
 

Bei der Einreise in die Türkei hat sich jeder, gleich welcher ethnischen Zugehörigkeit, einer Personenkontrolle 
zu unterziehen. Türkische Staatsangehörige, die ein gültiges türkisches, zur 
 

Einreise berechtigendes Reisedokument besitzen, können die Grenzkontrolle normalerweise ungehindert 
passieren. In Fällen von Rückführungen gestatten die türkischen Behörden die Einreise nur mit türkischem 
Reisepass oder Passersatzpapier. In einzelnen Fällen findet bei Einreise noch eine zusätzliche Kontrolle der 
türkischen Staatsangehörigkeit über die Registrierungen in den Personenstandsämtern statt. Bei Personen, bei 
denen die türkischen Behörden Zweifel an ihrer türkischen Staatsangehörigkeit haben könnten, weil z.B. in 
Deutschland geborene Kinder türkischer Eltern nicht in den Registern der türkischen Personenstandsämter 
eingetragen sind (eine Registrierung der Geburt bei der zuständigen türkischen Auslandsvertretung in 
Deutschland ist freiwillig), wird zur Zeit die Ausstellung von Passersatzpapieren ohne Nachregistrierung (auch 
bei Vorlage einer internationalen Geburtsurkunde) abgelehnt. 
 

3. Das Bundesasylamt hat ein mängelfreies ordnungsgemäßes Ermittlungsverfahren durchgeführt und hat in der 
Begründung des angefochtenen Bescheides die Ergebnisse des Ermittlungsverfahrens, die bei der 
Beweiswürdigung maßgebenden Erwägungen und die darauf gestützte Beurteilung der Rechtsfrage klar und 
übersichtlich zusammengefasst. Die Erstbehörde hat sich mit dem individuellen Vorbringen auseinander gesetzt 
und in zutreffenden Zusammenhang mit der Situation des Beschwerdeführers gebracht. 
 

4. Zu Spruchpunkt I. des erstinstanzlichen Bescheides ist Folgendes auszuführen: 
 

4.1. Zum in der Stellungnahme angeführten Vorbringen des Beschwerdeführers, wonach Kurden in der Türkei 
generell unterdrückt und bedroht werden würden, ist auszuführen, dass laut ständiger Judikatur des 
Verwaltungsgerichtshofes die Zugehörigkeit zu einer bestimmten ethnischen Gruppe allein kein Grund für die 
Asylanerkennung rechtfertigt, soferne nicht konkrete gegen den Asylwerber selbst gerichtete 
Verfolgungshandlungen glaubhaft gemacht werden. Darüber hinaus kann - wie bereits ausgeführt - auch der der 
Behörde vorliegenden Länderinformation nicht entnommen werden, dass Kurden allein aufgrund ihrer 
Abstammung verfolgt oder staatlichen Repressionen unterworfen werden. Auch der Umstand, dass der 
Beschwerdeführer der kurdischen Volksgruppe angehört, bewirkt sohin für sich allein nicht, dass ihm Asyl zu 
gewähren wäre, weil sich aus den getroffenen Feststellungen keine konkreten Anhaltspunkte dafür ergeben, dass 
Angehörige seiner Volksgruppe schon alleine wegen dieser Zugehörigkeit Verfolgung im Sinne der GFK 
ausgesetzt wären. Es ist den getroffenen Feststellungen eindeutig zu entnehmen, dass es keine gezielte 
Verfolgung wegen der Zugehörigkeit zur kurdischen Volksgruppe in der Türkei gibt. 
 

Zu dem in der Stellungnahme angeführten allgemeinen Verweis auf Ereignisse, die in der Presse und den 
Medien nicht angeführt worden seien, wonach in den türkischen Polizeistationen und Gefängnissen Personen 
immer noch ohne ein Verfahren, angehalten gefoltert und exekutiert werden würden und zur vagen Behauptung, 
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dass alle wüssten, dass Kurden in den Polizeistationen der Türkei, auf Grund von Schlägen sterben würden - 
zuletzt etwa E. C., weil er Kurde und Alevite gewesen sei, ist Folgendes auszuführen. 
 

Es gelingt dem Beschwerdeführer mit seinem unsubstantiierten und spekulativen Vorbringen in der 
Stellungnahme nicht, eine ausreichende Gefährdung seiner Person aufzuzeigen. So ist nach der Judikatur des 
Verwaltungsgerichtshofes ein bloßes - nicht näher substantiiertes - Behaupten bzw. Bestreiten von Umständen in 
einer Berufungsschrift von vornherein nicht geeignet, der Beweiswürdigung konkret und substantiiert 
entgegenzutreten und dadurch eine ergänzende Ermittlungspflicht der Berufungsbehörde auszulösen (VwGH 
30.01.2000, 2000/20/0356). Weiters ist auszuführen, dass es sich hierbei um allgemeine Ausführungen handelt 
und sich derartiges zum einen in dieser generellen Form auch nicht aus dem Bericht des Auswärtigen Amtes 
vom Oktober 2007, welcher dem Beschwerdeführer gemäß § 45 Absatz 3 AVG zur Kenntnis gebracht wurde, 
ergibt und zum anderen diese Ausführungen des Beschwerdeführers auch keinen individuellen Bezug zu seinem 
Vorbringen aufweisen, dies vor allem unter Berücksichtigung des Umstandes, dass das Vorbringen des Vaters 
des BF seitens der Erstbehörde unter schlüssiger Beweiswürdigung für unglaubwürdig erachtet wurde. 
 

4.2. Zu betonen ist, dass der BF keine eigenen Asylgründe vorgebracht hat. Im Übrigen ist hinsichtlich der von 
seinem Vater vorgebrachten Fluchtgründe auf die ausführliche Beweiswürdigung in dem ihn betreffenden 
Erkenntnis des Asylgerichtshofes vom heutigen Tage zu verweisen. 
 

4.3. Der BF ist ein Familienangehöriger iSd § 1 Z 6 AsylG des A.M., der A.A. und der A.E., deren Asyl- und 
Asylerstreckungsanträge rechtskräftig abgewiesen und rechtskräftig kein subsidiärer Schutz gewährt wurde. Da 
die Fortsetzung eines gemeinsamen Familienlebens iSd Art. 8 EMRK in einem anderen Staat, nämlich der 
Türkei möglich ist, war auch dem BF kein Asyl zu gewähren. 
 

4.5. Auch das Vorliegen eines Nachfluchtgrundes ist im gegenständlichen Fall zu verneinen. Nach den seitens 
der Erstbehörde getroffenen Feststellungen gibt es keine Anhaltspunkte dafür, dass türkische Staatsangehörige 
kurdischer Abstammung, die aus dem Ausland in die Türkei zurückkehren, nunmehr asylrelevanten 
Verfolgungshandlungen ausgesetzt wären. 
 

4.6. Aus diesen Gründen konnte dem mj. Beschwerdeführer der Status des Asylberechtigten nicht gewährt 
werden und war somit Spruchpunkt I. des angefochtenen Bescheides zu bestätigen. 
 

5. Zu Spruchpunkt II. des erstinstanzlichen Bescheides ist Folgendes auszuführen: 
 

5.1. Zur Auslegung des § 8 AsylG iVm § 50 FPG 2005 (Gemäß Art. 5 § 1 des Fremdenrechtspakets BGBl. I 
100/2005 ist das FrG mit Ablauf des 31.12.2005 außer Kraft getreten; am 1.1.2006 ist gemäß § 126 Abs. 1. 

Fremdenpolizeigesetz 2005 (Art. 3 BG BGBl. I 100/2005; in der Folge: 

FPG) das FPG in Kraft getreten. Gemäß § 124 Abs. 2 FPG treten, soweit in anderen Bundesgesetzen auf 
Bestimmungen des FrG verweisen wird, an deren Stelle die entsprechenden Bestimmungen des FPG. Demnach 
ist die Verweisung des Art. 8 Abs. 1 AsylG auf § 57 FrG nunmehr auf die "entsprechenden Bestimmungen" des 
FPG zu beziehen, das ist § 50 FPG.) ist die Judikatur des Verwaltungsgerichtshofes zu § 37 Fremdengesetz, 
BGBl. Nr. 838/1992 und § 57 Fremdengesetz, BGBl I Nr. 126/2002 BGBL, heranzuziehen. Danach erfordert die 
Feststellung nach dieser Bestimmung das Vorliegen einer konkreten, den Beschwerdeführer betreffenden, 
aktuellen, durch staatliche Stellen zumindest gebilligten oder (infolge nicht ausreichenden Funktionierens der 
Staatsgewalt) von diesen nicht abwendbaren Gefährdung bzw. Bedrohung. Ereignisse, die bereits längere Zeit 
zurückliegen, sind daher ohne Hinzutreten besonderer Umstände, welche ihnen noch einen aktuellen Stellenwert 
geben, nicht geeignet, die begehrte Feststellung nach dieser Gesetzesstelle zu tragen (vgl. VwGH 25.01.2001, Zl. 
2001/20/0011; VwGH 14.10.1998, Zl. 98/01/0122). Die Anforderungen an die Schutzwilligkeit und 
Schutzfähigkeit des Staates entsprechen jenen, wie sie bei der Frage des Asyls bestehen (VwGH 08.06.2000, Zl. 
2000/20/0141). Ereignisse, die bereits längere Zeit zurückliegen, sind daher nicht geeignet, die Feststellung nach 
dieser Gesetzesstelle zu tragen, wenn nicht besondere Umstände hinzutreten, die ihnen einen aktuellen 
Stellenwert geben (vgl. VwGH 14.10.1998, Zl. 98/01/0122, VwGH 25.01.2001, Zl. 2001/20/0011). Die Gefahr 
muss sich auf das gesamte Staatsgebiet beziehen (z.B. VwGH 26.06.1997, Zl. 95/21/0294, VwGH 25.01.2001, 
Zl. 2000/20/0438, VwGH 30.05.2001, Zl. 97/21/0560). Herrscht in einem Staat eine extreme Gefahrenlage, 
durch die praktisch jeder, der in diesen Staat abgeschoben wird - auch ohne einer bestimmten 
Bevölkerungsgruppe oder Bürgerkriegspartei anzugehören -, der konkreten Gefahr einer Verletzung der durch 
Art. 3 MRK gewährleisteten Rechte ausgesetzt wäre, so kann dies der Abschiebung eines Fremden in diesen 
Staat entgegenstehen (VwGH 08.06.2000, Zl. 99/20/0203). Die bloße Möglichkeit einer dem Art. 3 MRK 
widersprechenden Behandlung in jenem Staat, in den ein Fremder abgeschoben wird, genügt nicht, um seine 
Abschiebung in diesen Staat unter dem Gesichtspunkt des § 57 FrG als unzulässig erscheinen zu lassen; 
vielmehr müssen konkrete Anhaltspunkte dafür vorliegen, dass gerade der Betroffene einer derartigen Gefahr 
ausgesetzt sein würde (VwGH 27.02.2001, Zl. 98/21/0427, VwGH 20.06.2002, Zl. 2002/18/0028). Im Übrigen 
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ist auch im Rahmen des § 8 AsylG zu beachten, dass mit konkreten, durch entsprechende Bescheinigungsmittel 
untermauerten Angaben das Bestehen einer aktuellen Gefährdung bzw. Bedrohung im Sinne des § 57 Abs. 1 
oder 2 FrG glaubhaft zu machen ist (vgl. VwGH 25.01.2001, Zl. 2001/20/0011). 
 

Bei der Entscheidungsfindung ist insgesamt die Rechtsprechung des EGMR zur Auslegung der EMRK, auch 
unter dem Aspekt eines durch die EMRK zu garantierenden einheitlichen europäischen Rechtsschutzsystems als 
relevanter Vergleichsmaßstab zu beachten. Dabei kann bei der Prüfung von außerhalb staatlicher 
Verantwortlichkeit liegender Gegebenheiten nur dann in der Außerlandesschaffung des Antragsstellers eine 
Verletzung des Art. 3 EMRK liegen, wenn außergewöhnliche, exzeptionelle Umstände, glaubhaft gemacht sind 
(vgl. EGMR, Urteil vom 06.02.2001, Beschwerde Nr. 44599/98, Bensaid v United Kingdom und Henao v. The 
Netherlands, Unzulässigkeitsentscheidung vom 24.06.2003, Beschwerde Nr. 13669/03). 
 

5.2. Wie bereits oben ausgeführt, gelang es dem Beschwerdeführer nicht, eine Verfolgung im Sinne der GFK 
darzutun, daher bleibt zu prüfen, ob es im vorliegenden Fall begründete Anhaltspunkte dafür gibt, der 
Beschwerdeführer liefe Gefahr, in der Türkei, einer Bedrohung im Sinne des § 50 Abs. 1 FPG unterworfen zu 
werden. 
 

Unter Berücksichtigung der individuellen Situation des mj. Beschwerdeführers ist festzuhalten, dass hinsichtlich 
der Lebensbedingungen von einer lebensbedrohenden Notlage in seinem Herkunftsstaat, welche bei einer 
Rückkehr die reale Gefahr einer unmenschlichen Behandlung iSd Art. 3 EMRK indizieren würde, aus Sicht des 
Asylgerichtshofes nicht gesprochen werden kann. 
 

Dazu ist festzuhalten, dass besondere Umstände (z.B. schwere Krankheit, sonstige besondere Vulnerabilität, 
entsprechend der Judikatur des EGMR), die ausnahmsweise gegen eine Rückkehr sprechen würden, im 
vorliegenden Verfahren nicht hervorgekommen sind. Ebenso wenig ist ersichtlich, dass dem Beschwerdeführer 
gemeinsam mit seinen Eltern und seiner Schwester im Fall seiner Rückkehr in die Türkei dort die notdürftigste 
Lebensgrundlage fehlte. Besonders ist dabei darauf hinzuweisen, dass dem mj. Beschwerdeführer eine Rückkehr 
in den Herkunftsstaat nur gemeinsam mit seinen Eltern möglich ist. Sein Vater war in der Türkei berufstätig. Es 
ist daher davon auszugehen, dass der Lebensunterhalt des mj. Beschwerdeführers auch in Hinkunft durch seine 
Eltern gesichert ist, wobei laut den Länderberichten auch die Grundversorgung mit Lebensmitteln in der Türkei 
gewährleistet ist. 
 

Schließlich ist auszuführen, dass in der Türkei weder grobe, massenhafte Menschenrechtsverletzungen 
unsanktioniert erfolgen noch nach den seitens der Erstbehörde getroffenen Feststellungen von einer völligen 
behördlichen Willkür auszugehen ist, weshalb auch kein "real Risk" (dazu jüngst VwGH vom 31.03.2005, 
2002/20/0582) einer unmenschlichen Behandlung festzustellen ist. 
 

Daher ist es dem Beschwerdeführer gemeinsam mit seiner Familie zuzumuten, in die Türkei zurückzukehren, 
ohne dass ein reales Risiko einer Verletzung von Art. 3 EMRK bestünde. 
 

Wiederum ist festzuhalten, dass zum Entscheidungszeitpunkt keine Umstände notorisch sind, aus denen sich eine 
ernste Verschlechterung der allgemeinen (alle unterschiedslos treffenden) Sicherheitslage oder der 
wirtschaftlich-sozialen Lage in der Türkei ergeben würde; auch hiezu ist seitens des Beschwerdeführers in der 
Beschwerde kein konkretes Vorbringen erfolgt. 
 

Ein Abschiebungshindernis im Sinne von Art. 3 EMRK iVm § 8 Abs. 1 AsylG liegt somit nicht vor und war 
daher auch die Beschwerde hinsichtlich Spruchpunkt II. abzuweisen. 
 

6. Zu Spruchpunkt III. des erstinstanzlichen Bescheides ist folgendes auszuführen: 
 

6.1. Gemäß § 8 Abs. 2 AsylG hat die Behörde den Bescheid mit einer Ausweisung zu verbinden, wenn der 
Asylantrag abgewiesen ist und die Überprüfung gem. § 8 Abs. 1 AsylG ergeben hat, dass die Zurückweisung, 
Zurückschiebung oder Abschiebung in den Herkunftsstaat zulässig ist. 
 

6.2. Das Asylverfahren ist, wie sich aus den vorangehenden Entscheidungsteilen ergibt, für den BF negativ 
entschieden worden; seine Zurückweisung, Zurückschiebung oder Abschiebung in den Herkunftsstaat ist 
zulässig, sodass - falls damit kein unzulässiger Eingriff in das Recht auf Achtung des Privat- und Familienlebens 
der Beschwerdeführenden Partei vorliegt (Art. 8 Abs. 1 EMRK) - das Erkenntnis mit einer Ausweisung zu 
verbinden ist. 
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Gemäß Art. 8 Abs. 1 EMRK hat jedermann Anspruch auf Achtung seines Privat- und Familienlebens, seiner 
Wohnung und seines Briefverkehrs. Der Eingriff einer öffentlichen Behörde in Ausübung dieses Rechts ist 
gemäß Art. 8 Abs. 2 EMRK nur statthaft, insoweit dieser Eingriff gesetzlich vorgesehen ist und eine Maßnahme 
darstellt, die in einer demokratischen Gesellschaft für die nationale Sicherheit, die öffentliche Ruhe und 
Ordnung, das wirtschaftliche Wohl des Landes, die Verteidigung der Ordnung und zur Verhinderung von 
strafbaren Handlungen, zum Schutz der Gesundheit und der Moral oder zum Schutz der Rechte und Freiheiten 
anderer notwendig ist. 
 

Zu den in der Rechtsprechung des Europäischen Gerichtshofes für Menschenrechte (EGMR) zu Art. 8 EMRK 
entwickelten Grundsätzen zählt unter anderem auch, dass das durch Art. 8 EMRK gewährleistete Recht auf 
Achtung des Familienlebens, das Vorhandensein einer "Familie" voraussetzt. 
 

6.3. Im Falle des Beschwerdeführers liegt nun eine Konstellation vor, in der zum Zeitpunkt der gegenständlichen 
asylrechtlichen Ausweisungsentscheidung nicht die ganze Familie von einer aufenthaltsbeendenden Maßnahme 
betroffen war. In concreto wurde über die Eltern und die Schwester des Beschwerdeführers (noch) keine 
Ausweisung verhängt, zumal infolge der Anwendung des Asylgesetzes 1997, BGBl I Nr. 76/1997 idF BGBl I 
Nr. 126/2002, seitens der Erstbehörde für deren Verfahren eine Kompetenz zur asylrechtlichen 
Ausweisungsentscheidung nicht bestand; diese hätte nach der im Beschwerdefall anzuwendenden Rechtslage 
durch die Fremdenbehörden zu erfolgen. Da es infolge der (nur) gegenüber dem Beschwerdeführer 
ausgesprochenen asylrechtlichen Ausweisung möglich erscheint, dass dieser das Bundesgebiet ohne seine 
Familie zu verlassen hat, greift eine solche Ausweisung in das durch Art. 8 EMRK geschützte Recht auf 
Familienleben des Beschwerdeführers ein (VwGH 16. Jänner 2008, 2007/19/0851). Daraus folgt, dass die 
asylrechtliche Ausweisungsentscheidung der Erstbehörde ersatzlos zu beheben war. 
 

In diesem Sinne war insgesamt spruchgemäß zu entscheiden. 
 

7. Gemäß § 41 Abs 7 AsylG 2005 kann eine mündliche Verhandlung unterbleiben, wenn der Sachverhalt aus der 
Aktenlage in Verbindung mit der Beschwerde geklärt erscheint oder sich aus den bisherigen Ermittlungen 
zweifelsfrei ergibt, dass das Vorbringen nicht den Tatsachen entspricht. Im Übrigen gilt § 67 d AVG. Es ergibt 
sich aus § 23 AsylGHG, dass die dort als Rechtsfolge vorgesehene sinngemäße Anwendung des AVG 1991 
unter dem Vorbehalt anderer Regelungsinhalte des B-VG, des AsylG 2005 und des VwGG steht. Derartige 
ausdrückliche andere Regelungen für das Verfahren vor dem Asylgerichtshof sind, in den in der Erläuterung laut 
AB 371 XXIII.GP genannten §§ 20, 22 und 41 AsylG 2005 enthalten, wohl aber auch in den §§ 42, 61 und 62 
AsylG 2005. Es ergibt sich aus § 23 AsylGHG somit die Anwendung von Verfahrensbestimmungen für den 
Asylgerichtshof in allen anhängigen Verfahren einschließlich der gemäß den Übergangsbestimmungen des 
AsylG 2005 nach den Bestimmungen des Asylgesetzes 1997 zu Ende zu führenden Verfahren, ohne dass es 
dafür einer Nennung dieser Bestimmungen (auch) im § 75 Abs. 1 AsylG 2005 bedürfte. § 41 Abs. 7 ist daher im 
gegenständlichen Verfahren anwendbar. 
 

Der Sachverhalt ist zusammengefasst, wie dargestellt, aus der Aktenlage in Verbindung mit der Beschwerde, 
geklärt (entspricht der bisherigen Judikatur zu § 67d AVG) und sind somit schon aus diesem Grund die 
Voraussetzungen des § 41 Abs 7 AsylG verwirklicht, von einer mündlichen Verhandlung abzusehen. 


